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Corona-Pandemie und COVID-19 – Schlüssiges Konzept zum Schutz von 

Menschen mit Behinderungen gefordert 

Äußerung des Beirates für Menschen mit Behinderungen der Stadt Cott-

bus/Chóśebuz  zur Stellungnahme der Beauftragten von Bund und Län-

dern für Menschen mit Behinderungen 

 

 

Sehr geehrte Frau Seibert, 

 

der Beirat für Menschen mit Behinderungen der Stadt Cottbus/Chóśebuz be-

grüßt ausdrücklich die sehr detaillierte Stellungnahme der Beauftragten für 

Menschen mit Behinderungen. Die darin aufgestellten Forderungen sind sehr 

umfangreich und erfassen auch alle relevanten Gruppen von Menschen mit 

unterschiedlichen Behinderungen sowie deren Helferinnen und Helfer. 

 

Es ergeben sich dennoch für uns sowohl aus dem Zeitpunkt der Veröffentli-

chung als auch aus dem Verfahren sowie dem möglichen Adressaten Fragen. 

  

1.  Zeitpunkt der Veröffentlichung 

Soweit wir das überblicken können, wurden die in der Stellungnahme erho-

benen Forderungen erst öffentlich gemacht, nachdem die mit dieser Ver-

ordnung verbundenen Probleme für bestimmte Gruppen von Menschen mit 

Behinderungen bereits mehrfach von den Medien thematisiert wurden, 

bspw. am 10.01.2021 im WDR oder am 22.01.21 in der Sendung „Lokal-

zeit“ des WDR.  
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Die „Verordnung zum Anspruch auf Schutzimpfung gegen das Corona 

SARS-CoV-2“ wurde aber bereits am 21.12.2020 im Bundesanzeiger (vgl. 

Ban AT v. 21.12.2020 V 3) veröffentlicht, bzw. am 18.12.2020 erstellt. Wir 

nehmen an, dass auch alle mit dieser Problematik befassten Stellen des 

Bundes in die Vorbereitung dieser Verordnung eingebunden oder zumindest 

davon informiert waren. 

 

Wenn dies so sein sollte, dann ist es aus unserer Sicht mehr als bedauerlich, 

wenn sich die Beauftragten der Länder und des Bundes erst nach äußeren 

Anstößen durch Medien, vielleicht auch von einzelnen Beauftragten aus den 

Ländern oder durch Betroffene zu dieser Stellungnahme veranlasst sahen. 

Hier wäre eine kurzfristige, wenn auch nicht gleich alle Aspekte umfassende 

Stellungnahme des Bundesbeauftragten direkt nach der Veröffentlichung der 

Verordnung und kurz vor Weihnachten wesentlich wirksamer gewesen. 

 

Wir verkennen nicht den zeitaufwendigen Abstimmungsbedarf im Rahmen 

einer von allen Verantwortlichen der Bundesländer umfassenden Stellung-

nahme. Aber bei so einem brisanten und für viele Menschen lebensbedrohli-

chen Thema muss aus unserer Sicht sowohl auf Bundes- als auch auf Lan-

desebene wesentlich schneller gehandelt werden. 

 

2.  Adressat der Veröffentlichung 

Der Adressat des vorliegenden Forderungskatalogs ist aus der Stellungnah-

me nicht eindeutig erkennbar. Es ist vermutlich nicht die allgemeine Öffent-

lichkeit, denn diese kann keine Änderung / Korrektur der Verordnung veran-

lassen. Es drängt sich jedoch unvermeidlich der Eindruck auf, dass die Stel-

lungnahme öffentlichen Druck aufbauen soll. Es ist aus unserer Sicht nicht 

zielführend, die Öffentlichkeit zu mobilisieren, wenn sie keinen Einfluss neh-

men kann. 

 

Wir meinen, dass zuerst das federführende Ministerium der Adressat von 

grundlegenden Forderungen der Beauftragten sein müsste. Möglicher Weise 

ist dies auch bereits im Vorfeld passiert, nur fehlt in der vorliegenden Fas-

sung jeglicher Hinweis darauf. 
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Es wäre für die Öffentlichkeit wichtig zu wissen, welche Schritte bisher von 

den Verfassern unternommen wurden, um auf die schwierige Situation von 

besonderen Gruppen der Menschen mit Behinderungen oder der zu Hause 

lebenden Menschen mit hohem Pflegebedarf im Vorfeld der beginnenden 

Impfkampagne aufmerksam zu machen.  

 

3.  Verfahren zur Erstellung der Verordnung 

Eine weitere Frage entsteht für uns, warum das Ministerium Gruppen von 

Menschen mit Behinderungen oder Menschen mit einem hohen Pflegebedarf 

im häuslichen Bereich nicht in den vorrangig zu impfendem Personenkreis 

einbezogen hat. Es drängt sich der Eindruck auf, dass hier unter Zeitdruck 

eine Verordnung erarbeitet wurde, die die Belange der genannten Perso-

nengruppen nicht berücksichtigt hat.  

 

Trotz der aus unserer Sicht verspäteten und einigen offengelassenen Fragen 

begrüßen wir die Stellungnahme ausdrücklich. 

 

Es bleibt zu hoffen, dass die darin erhobenen Forderungen in eine Korrektur der 

Impfverordnung einfließen und damit den besonders schutzbedürftigen Men-

schen geholfen werden kann.   

 

 

 

gez.  Wolfgang Zabka                   

         Gudrun Obst 

          (Beirat für Menschen mit Behinderungen 

           der Stadt Cottbus/Chóśebuz)  

   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
  


